
Aus Protest gegen Kür­
zungen an der Uni­
versität Bonn hat das 

Bündnis »SparUni Bonn« am 
Donnerstag auf dem Campus 
in Poppelsdorf einen »Trauer­
altar« errichtet. Welche Ein­
schnitte bei Forschung und 
Lehre drohen? 

Noch ist das genaue Ausmaß der 
Kürzungen nicht be-
kannt. Es sollen aber 
an fast jeder Fakultät 
Professuren gestri-
chen werden, insge-
samt 17 Lehrstühle. 
Betroffen sind unter 
anderem die Institute 
für Geowissenschaft 
und Geschichtswis-
senschaft. Und mit 
jeder Professur fallen 
Ausstattung und wis-
senschaftliche Mitar-
beiter weg.

Die Rede ist von 
einer »Stillegung« 
mehrerer Profes­
suren. Was hat 
man sich darunter vorzustel­
len? In der lokalen Presse ist 
von einer Zusammenlegung 
von Lehrstühlen zu lesen.

Mit »Stillegung« ist gemeint, dass 
die Lehrstühle nicht mehr neu be-
setzt werden, wenn die vormalige 
Lehrstuhlinhaberin oder der Lehr-
stuhlinhaber in den Ruhestand geht. 
Bei der derzeitigen Finanzlage der 
Universität heißt dies aber de facto, 
dass die Professuren dauerhaft weg-
fallen. Einige Institute versuchen, 
ihre Lehr- und Forschungsvielfalt 
dadurch zu erhalten, dass Abteilun-
gen zusammengelegt werden. Allen 
ist aber klar, dass auch das keine 
Ideallösung darstellt und die Quali-
tät von Forschung und Lehre darun-
ter leiden wird.

Behauptet die Unileitung denn, 
dass die Einschnitte irgend­
wann wieder rückgängig ge­
macht werden?

Nein, das Rektorat geht ebenfalls 
davon aus, dass sich die Lage 
nicht verbessern wird, wenn sich 
die Rahmenbedingungen, also die 
Grundmittelfinanzierung, nicht 
zum Positiven hin verändern. Das 
strukturelle Defizit der Uni beträgt 
momentan acht Millionen Euro 
jährlich, weitere Kürzungen sind 
daher abzusehen. Wenn erst einmal 
die Schuldenbremse greift und das 
Land im Bildungssektor Einschnit-
te vornimmt, wird sich die Situation 
wahrscheinlich weiter verschlech-
tern.

Den Stellungnahmen Ihres 
Bündnisses ist zu entnehmen, 
dass Sie die Kürzungen nicht 
für ein spezielles Problem der 
Uni Bonn halten … 

Die Hochschulen in Deutschland 
leiden allgemein unter notorischer 
Unterfinanzierung. Die Grundaus-
stattung durch die Länder deckt 
die Kostensteigerungen etwa durch 
gestiegene Studierendenzahlen, 
notwendige Sanierungen und Ge-
haltssteigerungen nicht ausreichend 
ab. An einigen Hochschulen stehen 
ganze Institute vor dem Aus. Wieder 

andere haben viel mehr 
Studierende, als es 
ihrer Ausstattung ent-
spricht und das ohne, 
dass ihnen finanziell 
geholfen wird. Die Uni 
Kiel hat beispielsweise 
25.000 Studierende, 
ist aber nur für 14.000 
ausgelegt.
Bislang regt sich 
kaum Widerstand 
gegen den Kahl­
schlag, wohl auch 
deshalb, weil bei all 
dem Leistungsdruck 
zum Protest die Zeit 
und die Kraft fehlen. 
Oder sehen Sie ande­

re Gründe? 
Der Fall Kiel ist ein Beispiel für 
recht starke Proteste. Die Initiative 
»Uni ohne Geld« hat für sehr viel 
Aufmerksamkeit gesorgt und das 
Problem der Unterfinanzierung in 
die Öffentlichkeit getragen. Aber es 
stimmt schon, Kürzungsrunden sind 
ja leider nichts Neues und wurden 
von vielen bisher hingenommen, 
durchaus auch aufgrund des Lei-
stungsdrucks. Mittlerweile geht es 
aber an die Substanz der Hochschu-
len, und das wollen viele Studieren-
de nicht mehr hinnehmen. Wenn wir 
jetzt stillhalten, möchte ich mir nicht 
ausmalen, was da noch alles an Stel-
lenstreichungen auf uns zukommen 
wird.

Für Juni planen Sie eine De­
monstration durch die Bonner 
Innenstadt. Soll das Teil einer 
größeren und längeren Kam­
pagne werden?

Wir hoffen sehr, dass es in Nord-
rhein-Westfalen und anderswo auch 
bald größere Proteste geben wird. 
Wir suchen aktiv den Kontakt mit 
anderen Studierendenschaften. 
Außerdem wollen wir uns mit den 
wissenschaftlichen Mitarbeitern, al-
so dem Mittelbau der Universität, 
vernetzen. Momentan schrumpft der 
Mittelbau, und viele Wissenschaft-
ler müssen sich von befristeter Stelle 
zu befristeter Stelle hangeln. Doch 
gute Lehre braucht einen starken 
Mittelbau, und dafür braucht es kla-
re Zukunftsperspektiven für die Mit-
arbeiter. Auch deshalb muss nicht 
nur in Bonn, sondern landes- und 
bundesweit Front gegen die Spar-
politik im Bildungsbereich gemacht 
werden.� Interview: Ralf Wurzbacher
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21 Tote bei Gefechten  
im Südjemen
Tais. Im Südwesten des Jemen haben 
sich die »Huthi« genannten Ansarollah-
Milizen und Anhänger von Präsident 
Abed Rabbo Mansur Hadi auch in der 
Nacht zum Sonntag schwere Gefechte 
geliefert. In der Stadt Tais wurden zehn 
Rebellen und vier Hadi-treue Kämpfer 
getötet, wie Behörden berichteten. Wei-
ter östlich wurden in der Nacht zum 
Sonntag in Atak sieben Rebellen von 
Milizen getötet. Die südliche Hafenstadt 
Aden ist weiterhin umkämpft. � (AFP/jW)

Bericht: Moskau und Athen 
planen Abkommen
Moskau. Angesichts der Finanzlage Grie-
chenlands gibt es erneut Spekulationen 
über eine Kooperation mit Russland. 
Spiegel online berichtete, beide Länder 
würden in Kürze ein Energieabkommen 
unterzeichnen, das Griechenland bis zu 
fünf Milliarden Euro einbringen könn-
te. Der Sprecher des russischen Präsi-
dialamtes sagte, ein solches Abkommen 

NACHRICHTEN

Mit einer Gedenkveranstaltung ist am Sonntag an die 
Befreiung der früheren Konzentrationslager Ravensbrück (Foto) in Fürstenberg/Havel und Sachsenhausen in Oranienburg 
vor 70 Jahren erinnert worden. Die Vertreterin des Internationalen Ravensbrück-Komitees, Annette Chalut, mahnte ange-
sichts des hohen Alters vieler Zeitzeugen, weiterhin an die Verbrechen der Nazis zu erinnern. Was damals geschehen sei, 
dürfe niemals vergessen oder geleugnet werden. »Wir haben die Pflicht zu absoluter Wachsamkeit.« � (AFP/jW)

Kein Drohnenkrieg ohne Ramstein
Bericht: Bundesregierung ist über US-Tötungseinsätze informiert 

Die USA führen ihren Droh-
nenkrieg einem Medien-
bericht zufolge maßgeblich 

von Deutschland aus: Über ihren 
Luftwaffenstützpunkt im pfälzischen 
Ramstein wickele die US-Armee 
praktisch alle tödlichen Angriffe der 
unbemannten Flugzeuge in Afrika 
und Vorderasien ab, berichtete der 
Spiegel unter Berufung auf geheime 
Dokumente aus den USA, die auch 
dem Investigativportal The Intercept 
vorliegen. Die Bundesregierung sei 
darüber bestens informiert. Bereits 
mehrfach berichteten Medien über 
die zentrale Rolle Ramsteins.

»Von Ramstein wird das Signal 
übermittelt, das den Drohnen be-
fiehlt, was sie tun sollen«, äußerte 
nun gegenüber dem Spiegel ein US-
Vertreter, der mit dem geheimen Mi-
litärprogramm vertraut sei. Das Ma-

gazin beruft sich auf Dokumente, die 
demnach auch die Bundesregierung 
unter Druck setzen könnten. Diese 
hatte bislang stets argumentiert, sie 
verfüge über »keine gesicherten Er-
kenntnisse« über eine zentrale Rol-
le Ramsteins im Drohnenkrieg der 
USA.

Vertrauliche Vermerke der Bundes-
regierung zeigten nun, dass Berlin 
seit Jahren über detaillierte Informa-
tionen zu Ramstein verfüge und sich 
der rechtlich brisanten Lage bewusst 
gewesen sei. Demnach unterrichtete 
etwa das US Department of the Army 
am 18. November 2011 das Verteidi-
gungsministerium schriftlich darüber, 
dass in Ramstein eine Relaisstation 
für Drohneneinsätze errichtet werde.

In der Bundesregierung gab es laut 
Spiegel mehrfach Uneinigkeit, wie 
auf Berichte über die Rolle Ram-

steins zu reagieren sei. Kurz vor dem 
Besuch von US-Präsident Barack 
Obama in Berlin drang eine Staats-
sekretärin im Auswärtigen Amt im 
Juni 2013 darauf, von Washington die 
Zusicherung zu verlangen, dass sich 
US-Stellen in Deutschland »nicht an 
gezielten Tötungseinsätzen« beteili-
gen. Sie sei jedoch überstimmt wor-
den. In einem internen Vermerk heiße 
es: »Bundeskanzleramt und Verteidi-
gungsministerium plädieren hingegen 
dafür, Druck aus Parlament und Öf-
fentlichkeit ›auszusitzen‹.« Martina 
Renner, Obfrau der Linksfraktion im 
NSA-Untersuchungsausschuss, äu-
ßerte, die neue Veröffentlichung dür-
fe nicht ohne Konsequenzen bleiben: 
»Wir müssen jetzt dringend klären, ob 
die Bundesregierung das Parlament 
über Jahre bewusst belogen hat.«

 � (AFP/jW)
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»Front gegen 
die Sparpolitik 
machen«
An deutschen Universitäten  
wird gekürzt, Ganzen Instituten droht 
das Aus.  
Ein Gespräch mit Lukas Mengelkamp

Lukas Mengelkamp 
studiert Geschichte an 
der Rheinischen Fried-

rich-Wilhelms-Universität 
Bonn und ist Sprecher 

des Bündnisses »SparUni 
Bonn – spart sich deine 

Bildung«

Überlebende mahnen zu Wachsamkeit.

gebe es nicht. »Russland hat keine finan-
ziellen Hilfen zugesagt, weil niemand 
darum gebeten hat«, erklärte Dmitri Pe-
skow am Samstag laut RIA Nowosti. 
� (Reuters/jW)

Flüchtling zündet sich vor 
Abschiebung an
Lingen. Zwei Tage vor seiner geplanten 
Abschiebung hat sich ein Asylbewerber 
aus Marokko in Lingen im Emsland an-
gezündet. Der 36jährige zog sich dabei 
am Sonnabend abend lebensgefährli-
che Verletzungen zu. Der Mann schüt-
tete nach Polizeiangaben vom Sonntag 
Benzin aus einer Flasche über seine 
Hose und steckte diese mit einem Feu-
erzeug in Brand. Polizisten löschten 
die Flammen mit einem Feuerlöscher. 
� (dpa/jW)

Seehofer fordert mehr  
Waffen für Saudi-Arabien
Riad/München. CSU-Chef Horst See-
hofer hat sich bei einem Gespräch mit 

dem saudischen König Salman für den 
Export von Militärgütern nach Saudi-
Arabien ausgesprochen. Er halte den 
Weg für richtig, »in verantwortlicher 
Weise auch mit militärischen Gütern 
Saudi-Arabien zu helfen«, sagte der 
bayerische Ministerpräsident am Sonn-
tag nach seinem Termin im Königs-
palast in Riad. »Ich glaube auch, dass 
man damit den Menschen in dieser 
Region am meisten hilft.« � (dpa/jW)
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Hinweis
Die Bestechungsvorwürfe gegen zwei 
ehemalige Thüringer Landespolitiker 
im Zusammenhang mit der Wahl des 
Linkspolitikers Bodo Ramelow zum Mi-
nisterpräsidenten sind vom Tisch. Die 
Thüringer Generalstaatsanwaltschaft hat 
die Ermittlungen wegen des Verdachts 
der Bestechung von Mandatsträgern ein-
gestellt. junge Welt hat dies in der Prin-
tausgabe vom 18./19. April gemeldet, 
allerdings mit der falschen Überschrift 
»Ermittlungen gegen Ramelow einge-
stellt«. Gegen den Thüringer Minister-
präsidenten war nicht ermittelt worden. 
Wir bitten um Entschuldigung. � (jW)


